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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.  Welche Erkenntnisse liegen ihr über Aktivitäten von linksextremistischen Par-
teien in Baden-Württemberg seit 2019 vor (tabellarisch aufgeschlüsselt nach 
Ort, Datum, Art der Aktivität, Zahl der Teilnehmenden sowie unter der Anga-
be, ob es dabei zu Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten kam)?

2.		Wie	hat	sich	die	Zahl	der	Mitglieder	und	aktiven	Unterstützer	der	in	Ziffer	1	er-
fragten Parteien in Baden-Württemberg seit 2019 entwickelt?

3.  Welche personellen und organisatorischen Verbindungen sind ihr zwischen 
den erfragten Parteien bzw. zwischen den erfragten Parteien und anderen links-
extremistischen Parteien und Gruppierungen bekannt?

4.  Welche Erkenntnisse liegen ihr zu Rekrutierungsstrategien, insbesondere in so-
zialen Medien, der erfragten Parteien sowie der linksextremistischen Szene in 
Baden-Württemberg im Allgemeinen vor?

5.		Welche	Gewaltdelikte	sind	ihr	von	Mitgliedern	und	Unterstützern	der	in	Ziffer	1	
erfragten Parteien bekannt?

6.		Wie	bewertet	sie	das	Gewaltpotenzial	der	in	Ziffer	1	erfragten	Parteien	insge-
samt?

7.  Welche Erkenntnisse liegen ihr über den Besitz von legalen und illegalen Waf-
fen von Mitgliedern und aktiven Unterstützerinnen/Unterstützern der erfragten 
Parteien vor?
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8.  Verfügen die erfragten Parteien über einen Zugang zu Immobilien für Veran-
staltungen und falls ja, welche Veranstaltungen fanden in diesen Immobilien 
statt?

17.8.2022

Lindenschmid AfD

B e g r ü n d u n g

Diese Kleine Anfrage soll einen Überblick über linksextremistische Parteien ge-
ben und ihre Rekrutierungsstrategien sowie ihr Gewaltpotenzial beleuchten.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 26. Oktober 2022 Nr. IM6-0141.5-356 beantwortet das Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen die Kleine Anfrage wie 
folgt:

Vorbemerkung: 

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass eine abschließende und aufgeschlüsselte Dar-
stellung aller Aktivitäten im Sinne der Kleinen Anfrage allenfalls über eine ma-
nuelle Aktenauswertung möglich wäre, die in der zur Beantwortung parlamenta-
rischer Anfragen zur Verfügung stehenden Zeit nicht mit vertretbarem Aufwand 
leistbar ist. 

Aus der Abwägung der verfassungsrechtlich garantierten Informationsrechte der 
Abgeordneten mit den negativen Folgen für die künftige Arbeit und Aufgaben-
erfüllung des Landesamts für Verfassungsschutz Baden-Württemberg (LfV) so-
wie den daraus resultierenden Beeinträchtigungen der Sicherheit des Landes Ba-
den-Württemberg, der Gefährdung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
LfV sowie etwaiger Vertrauenspersonen folgt darüber hinaus, dass in Teilen eine 
Offenlegung	des	Erkenntnisstandes	des	LfV	nicht	möglich	ist.	Aus	dem	Bekannt-
werden des Informationsstands des LfV könnten Rückschlüsse auf die Arbeits-
weise, die Arbeitsfähigkeit und die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des LfV 
gezogen werden. Hierdurch würde die Funktionsfähigkeit des LfV beeinträchtigt, 
was wiederum für die Interessen des Landes Baden-Württemberg nachteilig sein 
kann (vgl. § 4 Absatz 2 Nummer 4 des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes). 
Hinsichtlich eines Teils des Erkenntnisstandes bestünde außerdem die Möglich-
keit,	gegebenenfalls	in	der	Szene	eingesetzte	Vertrauenspersonen	zu	identifizieren.	
Die Aufdeckung ihrer Identität könnte dazu führen, dass ihr Grundrecht auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit gefährdet wäre. Im Falle des Einsatzes von 
Vertrauenspersonen stehen Rechte Dritter der Erfüllung des Informationsan-
spruchs entgegen. Diese Personen wären bei einer Mitteilung in ihren Grundrech-
ten auf Leben, körperliche Unversehrtheit oder Freiheit der Person gefährdet. Die 
Landesregierung	trifft	eine	Schutzpflicht	gegenüber	ihren	nachrichtendienstlichen	
Quellen und sie hat insoweit jegliche Handlungen zu unterlassen, die zu einer 
Enttarnung der Quelle führen können. Darüber hinaus ist das Vertrauen in die Fä-
higkeit eines Nachrichtendienstes, die Identität seiner Quellen zu schützen, für 
seine Funktionsfähigkeit essentiell (vgl. BVerfG, Beschluss vom 16. Dezember 
2020	–	2	BvE	4/18	–,	Rn.	103	ff.	[im	Hinblick	auf	die	Begrenzung	des	parlamen-
tarischen Enqueterechts]). Die Mitteilung von Erkenntnissen, die Rückschlüsse 
auf nachrichtendienstliche Zugänge zulassen, würde sich nachhaltig negativ auf 
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die Fähigkeit des LfV auswirken, solche Zugänge zu gewinnen bzw. solche Kon-
takte fortzuführen. Die Landesregierung hat in die Abwägung einbezogen, ob an-
dere Formen der Informationsübermittlung möglich sind, die das Informations-
interesse des Landtags unter Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen der 
Landesregierung befriedigen. Dieser Teil des Erkenntnisstandes des LfV berührt 
jedoch derart die dargestellten schutzbedürftigen Belange, dass auch ein geringfü-
giges Risiko des Bekanntwerdens im Falle einer eingestuften Beantwortung der 
Fragen nicht hingenommen werden kann.

1.  Welche Erkenntnisse liegen ihr über Aktivitäten von linksextremistischen Par-
teien in Baden-Württemberg seit 2019 vor (tabellarisch aufgeschlüsselt nach 
Ort, Datum, Art der Aktivität, Zahl der Teilnehmenden sowie unter der Angabe, 
ob es dabei zu Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten kam)?

Zu 1.:

Die in Baden-Württemberg aktiven linksextremistischen Parteien „Deutsche Kom-
munistische Partei“ (DKP) sowie ihre Jugendorganisation „Sozialistische Deut-
sche Arbeiterjugend“ (SDAJ) und die „Marxistisch-Leninistische Partei Deutsch-
lands“ (MLPD), wie auch deren Jugendorganisation „Rebell“, waren im angefrag-
ten Zeitraum seit dem Jahr 2019 vor allem in den Handlungsfeldern „Antifaschis-
mus“, „Antikapitalismus“, und „Antimilitarismus“ aktiv. Neben den pandemi-
schen Rahmenbedingungen und den damit verbundenen Herausforderungen an 
Zusammenkünfte und inhaltliche Positionierungen, war dieser Zeitraum thema-
tisch vor allem von der Landtagswahl und der Bundestagswahl im Jahr 2021 ge-
prägt. Seit Beginn des Jahres 2022 rückten dann vermehrt geopolitische Frage-
stellungen in den Vordergrund. 

Mit vertretbarem Aufwand und unter Verweis auf die Vorbemerkung kann ex-
emplarisch über folgende Aktivitäten linksextremistischer Parteien Auskunft ge-
geben werden: 
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a)  „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) und ihre Jugendorganisation „So-
zialistische Deutsche Arbeiterjugend“ (SDAJ)
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b)  „Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands“ (MLPD) und ihre Jugend-
organisation „Rebell“
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Die polizeiliche Aufgabenzuschreibung erstreckt sich primär auf die Abwehr von 
Gefahren	für	die	Öffentliche	Sicherheit	und	Ordnung	sowie	die	Strafverfolgung.	
Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen der Polizei vor, sofern diese im 
Rahmen der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung erlangt werden, beispielsweise 
bei Versammlungen entsprechender Parteien, die polizeilich begleitet werden. Eine 
statistische Erfassung entsprechender Erkenntnisse erfolgt nicht, weshalb seitens 
der Polizei keine valide Auskunft im Sinne der Fragestellung möglich ist. Im Üb-
rigen wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.

2.		Wie	hat	sich	die	Zahl	der	Mitglieder	und	aktiven	Unterstützer	der	 in	Ziffer	1	
 erfragten Parteien in Baden-Württemberg seit 2019 entwickelt?

Zu 2.:

Über das linksextremistische Personenpotenzial gibt das LfV im jährlich erschei-
nenden Verfassungsschutzbericht Auskunft. Die Zahl der Mitglieder der beiden 
linksextremistischen Parteien im Land, DKP und MLPD, lag im angefragten Zeit-
raum relativ konstant zwischen 400 und 500 Personen (DKP) bzw. 450 und 500 Per-
sonen (MLPD) (vgl. Verfassungsschutzbericht 2021, S. 88).

3.  Welche personellen und organisatorischen Verbindungen sind ihr zwischen den 
erfragten Parteien bzw. zwischen den erfragten Parteien und anderen links-
extremistischen Parteien und Gruppierungen bekannt?

Zu 3.:

Die beiden linksextremistischen Parteien in Baden-Württemberg stehen als poli-
tische Wettbewerber grundsätzlich in einem Konkurrenzverhältnis zueinander. 
Dem LfV liegen darüber hinaus keine Erkenntnisse zu personellen oder etablier-
ten organisatorischen Verbindungen zwischen diesen Parteien und parteiungebun-
denen Akteuren aus der linksextremistischen Szene Baden-Württembergs vor. 

Indes lassen sich immer wieder Mobilisierungs- oder Protestaufrufe feststellen, 
die nicht nur von Gruppierungen der gewaltorientierten linkextremistischen Szene 
in Baden-Württemberg verbreitet werden, sondern auch von parteigebundenen 
linksextremistischen Akteuren mitgetragen werden. Ebenso verhält es sich mit der 
Teilnahme an Demonstrationen. So mobilisierten der baden-württembergische 
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Landesverband der DKP, die dazugehörigen Ortsgruppen Heidenheim, Karlsruhe 
und Rems-Murr sowie die „Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend Stuttgart“ 
beispielsweise in einem gemeinsamen Aufruf zur Teilnahme an einer Demonstra-
tion im Aktionsfeld „Antimilitarismus“ am 1. Oktober 2022 in Stuttgart, an der 
sich neben einer gewaltorientierten linksextremistischen Gruppierung auch nicht-
extremistische Organisationen beteiligten.

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

4.  Welche Erkenntnisse liegen ihr zu Rekrutierungsstrategien, insbesondere in so-
zialen Medien, der erfragten Parteien sowie der linksextremistischen Szene in 
Baden-Württemberg im Allgemeinen vor?

Zu 4.:

Mitgliederwerbung und -rekrutierung ist für alle, auch für die erfragten Parteien 
von	 großer	Bedeutung	 hinsichtlich	 der	 Entfaltung	 gesellschaftlichen	Einflusses.	
Soziale Medien spielen insbesondere für die Nachwuchsgewinnung eine entschei-
dende Rolle und werden vor allem von den jeweiligen Jugendorganisationen be-
spielt. So verfügen beispielsweise alle Ortsgruppen der SDAJ in Baden-Württem-
berg	über	Instagram-Profile,	die	in	unterschiedlicher	Intensität	genutzt	werden.

Über die virtuelle Präsenz für eine niedrigschwellige Kontaktaufnahme hinaus, 
bleiben für die erfragten Parteien jedoch auch Informationsstände in Fußgänger-
zonen	oder	Flyer-Aktionen	 eine	 häufig	gewählte	Option	 für	 den	Erstkontakt	 zu	
potentiellen Mitgliedern und Unterstützern. Insbesondere von den Ortsgruppen 
des Landesverbands der DKP werden regelmäßig Informationsstände in Baden-
Württemberg betrieben. 

In	diesem	Zusammenhang	wird	auch	auf	Ziffer	4	der	Stellungnahme	des	Minis-
teriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zum Antrag der Frak-
tion der FDP/DVP, „Kinder in extremistischen Milieus“, Landtagsdrucksache 
17/1592, verwiesen.

5.		Welche	Gewaltdelikte	sind	ihr	von	Mitgliedern	und	Unterstützern	der	in	Ziffer	1	
erfragten Parteien bekannt?

Zu 5.:

Strafbare Handlungen, die der politisch motivierten Kriminalität zuzurechnen 
sind, werden auf Grundlage des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes (KPMD) 
statistisch erfasst. Mit Beschluss der Ständigen Konferenz der Innenminister und 
-senatoren der Länder vom 10. Mai 2001 sind rückwirkend zum 1. Januar 2001 
mit	 dem	 „Definitionssystem	 Politisch	motivierte	 Kriminalität“	 und	 den	 „Richt-
linien für den Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch motivierter 
Kriminalität (KPMD-PMK)“ die bundesweit einheitlich geltenden Kriterien zur 
Definition	und	Erfassung	politisch	motivierter	Straftaten	in	Kraft	gesetzt	worden.	
Diese beinhalten u. a. bundeseinheitlich vereinbarte Katalogwerte (Themenfelder, 
Angriffsziele	und	Tatmittel),	welche	statistisch	auswertbar	sind.	Die	alleinige	Zu-
gehörigkeit zu einer Partei ist kein Erfassungsparameter des KPMD-PMK, wes-
wegen eine Auswertung im Sinne der Fragestellung nicht möglich ist.

Ersatzweise ergab eine Auswertung extremistischer Straftaten im Bereich der 
PMK – links – für Baden-Württemberg für die Jahre 2019 bis 2021 insgesamt  
1 600 Straftaten, darunter 233 Gewaltstraftaten. Der deliktische Schwerpunkt lag 
jeweils bei Sachbeschädigungen. 

Im Übrigen wird hinsichtlich der polizeilichen Erkenntnislage auf die Antwort zu 
Frage 1 sowie auf die Stellungnahme zum Antrag der Abg. Nico Weinmann u. a. 
(FDP/DVP), „Gewaltpotenzial der linksextremistischen Szene“, Drucksache 17/2527, 
verwiesen. 

Darüber hinaus liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.
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6.		Wie	bewertet	sie	das	Gewaltpotenzial	der	in	Ziffer	1	erfragten	Parteien	insge-
samt?

Zu 6.:

Das LfV ordnet die beiden Parteien MLPD und DKP den dogmatischen links-
extremistischen Gruppierungen zu, nicht der gewaltorientierten linksextremis-
tischen Szene. Ihnen ist lediglich ein abstraktes Gewaltpotenzial beizumessen, 
soweit	 sie	 einen	 gewaltvollen,	 bewaffneten	Aufstand	 als	 eine	mögliche	Option	
zur revolutionären Überwindung des aktuell existierenden politischen und ökono-
mischen Systems ansehen. Konkrete Hinweise für eine entsprechende Umsetzung 
liegen dem LfV allerdings nicht vor.

7.		Welche	Erkenntnisse	liegen	ihr	über	den	Besitz	von	legalen	und	illegalen	Waffen	
von Mitgliedern und aktiven Unterstützerinnen/Unterstützern der erfragten 
Parteien vor?

Zu 7.:

Es liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

8.  Verfügen die erfragten Parteien über einen Zugang zu Immobilien für Veran-
staltungen und falls ja, welche Veranstaltungen fanden in diesen Immobilien 
statt?

Zu 8.:

Eine Vielzahl von Veranstaltungen, die von den erfragten Parteien durchgeführt 
werden,	finden	in	Immobilien	mit	Szenebezug	statt.	Das	LfV	hat	zudem	Kenntnis	
von einem parteieigenen Grundstück der MLPD im Raum Stuttgart. Veranstal-
tungen linksextremistischer Beobachtungsobjekte werden durch die baden-würt-
tembergischen Sicherheitsbehörden allerdings nicht objektbezogen erfasst, sodass 
insoweit auch keine systematischen Gesamterhebungen vorliegen.

Darüber hinaus wird auf die Stellungnahme des Ministeriums für Inneres, Digita-
lisierung und Migration zum Antrag der Abg. Lars Patrick Berg u. a. (AfD), „Im-
mobilien im Eigentum bzw. Besitz von Linksextremisten“, Drucksache 16/5652, 
verwiesen.

Strobl
Minister des Inneren,
für Digitalisierung und Kommunen
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